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Ein Auftuf des Neichskanzlerr
Berlin, 6. Nov. (W. B. Amtlich.) Der Reichskanzler

erläht folgenden Aufruf an das deutsche Volk:
Präsident Wilson hat heute auf die deutsche Note ge¬

antwortet und milgeleilt, dah feine Verbündeten den 14
Punkten, in denen er seine Fried ensbedingungen im Januar
ds. Js . zusammengefahthatte, mit Ausnahme der Freiheit
der Meere zugeflimmt Haben, und dah die Waffenstillstands.
bedingungen durch Marschall Fach mitgeteilt werden. Da¬
mit ist die Voraussetzung für die Friedens- und Waffen¬
stillstands!)erhandlungen gleichzeitig geschaffen. Um dein
Blutvergiehen ein Ende zu machen, ist die deutsche Abord.
nung zum Abschluss des Waffenstillstandes und zur Auf.
nähme der Friedensverhandlungen heute ernannt worden
und nach dem Westen ab gereist.

Die Verhandlungen werden durch Unruhen und dis¬
ziplinloses Verhallen in ihrem erfolgreichen Verlauf ernstlich
gefährdet.

Ueber vier Jahre hat das deutsche Volk in Einigkeit und
Ruhe die schwersten Leiden und Opfer des Krieges getragen.
Wenn in der entscheidenden Stunde , in bet nur die unbe¬
dingte Einigkeit des ganzen deutschen Volkes die Frohen Ge¬
fahren für feine Zukunft abwenden kann, die inneren Kräfte
versagen, so sind die Folgen nicht abzusehen. Die Aufrecht¬
erhaltung der bisher bewährten Ordnung in freiwilliger
Manneszucht ist in dieser Entscheidungsstundedie unerläh-
liche Forderung, die jede Vollsvegierung stellen muh.

Mag jeder Staatsbürger sich der hohen Verantwortung
bewuht fein, die er in Erfüllung dieser Pflicht seinem Volke
gegenüber trägt.

Der Reichskanzler: Mar , Prinz von Baden.

Am den Kaiser.
Ein Ultimatum der Dozialdem - kratie.

Berlin, 7. Nov. Wie die „Sozialdemokratische Korre¬
spondenz" meldet, hat die Parteileitung heute noch einmal
die Gesamtlage besprochen und Staatssekretär Scheidemann
beauftragt, dem Kanzler folgendes zu erklären:

Die sozialdemokratische Partei fordert, dah
1. die Versammlungsverbote für heute aufgehoben

werden; „ .. .. ..
2. Polizei und Militär zur äußersten Zuruckhaltung an¬

gehalten werden;
3. dah die preuhische Regierung sofort mt Sinne der

Reichstagsmehrheit umgestaltet wird;
4. dah der sozialdemokratische Einfluh in der Reichsre¬

gierung verstärkt wird ;
5. dah die Abdankung des Kaisers und der Thronvcrzicht

des Kronprinzen bis morgen mittag bewirkt werden.
Werden diese Forderungen nicht erfüllt, so tritt die So¬

zialdemokratieaus der Regierung aus.
Gleichzeitig ergeht eine neue Mahnung an die Arbeiter

zur Besonnenheit.
Dieses Ultimatum der sozialdemokratischen Partei wurde

heute nachmittag nach 5 Uhr dem Reichskanzler zugeftellt.
O

Der interfraktionelleAusschuß des Reichstags hat sich
beute in zwei Sitzungen unter Hinzuziehung führender Par¬
lamentarier aus den Mehrheitsparteien des Abgeordneten¬
hauses hauptsächlich mit den Fragen der Reformen im Pren¬
ken beschäftigt, die so schnell und durchgreifend wre nur
möglich herbeigeführt werden sollen. Das „8 Uhr-Abend¬
blatt" will wissen, dah der interfraktionelleAusschuh heute
noch keinen Beschluh in der Kaiserfrage gefaßt habe, dah
aber auch die bürgerlichen Mehrheitsparteien sich der von
den Sozialdemokraten so scharf betonten Notwendrgkert, die

Entscheidung so schnell wie möglich herbeizuführen, nicht
mehr verschliehen.

Durch das sozialdemokratische Ultimatum, das gestern
nachmittag dem Reichskanzler überreicht worden ist, hat frch
die politische Situation aufs äußerste zugespitzt. Es kann
im Augenblick noch nicht übersehen werden, welche Wirkun¬
gen ein Rücktritt des Kaisers im Laufe des morgigen Tages
haben, und ob dadurch eine Klärung der politischen Lage
eintreten würde. In maßgebenden politischen Kreisen
nimmt man aber als feststehend an, dah im Falle der Nicht¬
abdankung des Kaisers das Ende der gegenwärtigen Volks¬
regierung eintreten würde, fei es dadurch, dah Reichskanzler
Prinz Mar fein Amt niederlegt, oder dadurch, dah die sozial¬
demokratischen Mitglieder aus der Regierung ausscheiden.
Ob die neue Regierung sich dann lediglich aus Mitgliedern
der Mehrheitssozialistenzusammensetzen oder ob auch Mit¬
glieder der unabhängigen Sozialdemokratie zu ihr gehören
würden läht sich heute, wo die Ereignisse noch im Flusse
sind, nicht Voraussagen.

Ein früherer Versuch gescheitert.
B-rlin, 7. Nov. (Priv .-Tel. d. Frkf. Atg.) Aus Buda-

pester Blättern wird gemeldet, dah der preuhische Minister
Dr. Drews dem Kaiser im Aufträge des Kabinetts über die
Frage der Abdankung Vortrag gehalten habe. Dr. Drews
habe bei seiner Rückkehr mitgeteilt, dah seine Mission Er¬
folglos geblieben fei. Der Kaiser erklärte, dah er mit Rück¬
sicht auf die jetzige verworrene Lage seinen Platz nicht ver¬
lassen wolle. Er könne Deutschland unmöglich der Entente
ausliefern. Seine Abdankung würde ein Ueberhandnehmen
der bolschewistischen Ideen zur Folge haben. Für solche
furchtbaren Zustände wolle er nicht die Verantwortung über¬
nehmen und deshalb im gegenwärtigen Augenblick nicht ab-
danken.
Versammlungen der Unabhängigen in

Berlin verboten.
Berlin. 7. Nov. (Priv .-Tel. d. Frkf. Ztg .) Für heute

abend haben die unabhängigen Sozialdemokraten fünf Ver¬
sammlungen einberufen, in denen der Jahrestag der russi¬
schen Revolution begangen werden soll. Diese Versamm¬
lungen sind poliz-llich verboten worden, wie man annchmen'
darf, nicht von der Polizei auf eigene Faust , sondern- wohl
in Fühlung mit dem Oberkommando und der Regierung.
Man hat dabei wahrscheinlich an die Möglichkeit gedacht,
dah im Anschluh an diese Versammlungen die Herbeifüh¬
rung ähnlicher Vorgänge versucht weiden könnte, wie sie in
Kiel Hamburg, neuerdings auch in Bremen. Schwerin und
Kannooer stattqefunden haben. Bis jetzt ist in Eroh-Ber
lin von irgend welchen Ruhestörungen oder Ansammlungen
nichts zu bemerken. Gewisse polizeiliche und militärische
Vorkehrungen sind seit gestern abend in aller Still «, wie es
bei solchen Gelegenheiten früher schon geschehen ist. ge¬
troffen worden.

Die Antwort Wilsons.
Berlin, 6. Nov. Die Antwort auf die letzte Note der

deutschen Regierung an den Präsidenten Wilson ist heute
hier eingetroffen. Sie ist datiert vom 5. November 1918
und lautet in der Uebersetzung:

In meiner Note vom 23. Oktober 1918 habe ich Ihnen
mitgetellt. dah der Präsident seinen Notenwechsel den mit
den Vereinigten Staaten verbundenen Regierungen über-
mitelt hat mit dem Anheimstellen, falls diese Regierungen
geneigt sind, den Frieden zu den angegebenen Bedingungen
und Grundsätzen herbeizuführen, ihre militärischen Ratgeber
und die der Bereinigten Staaten zu ersuchen, den gegen
Deutschland verbundenen Regierungen die nötigen Beding¬
ungen eines Waffenstillstandeszu unterbreiten, der die In¬
teressen der beteiligten Völker in vollem Mähe wahrt und
den- verbundenen Regierungen die unbeschränkte Macht
sichert, die Einzelheiten des von der deutschen Regierung
angenommenen Friedens zu gewährleisten und zu erzwin¬
gen, wofern sie einen Waffenstillstand vom militärischen
Standpunkt für möglich halten.

Der Präsident hat jetzt ein Memorandum der alliierten
Regierungen mit Bemerkungen über diesen Notenwechsel er¬
halten, das folgendermahen lautet:

Die alliierten Regierungen haben den Notenwechsel

zwischen dem Präsidenten der Vereinigten Staaten und der
deutschen Regierung sorgfältig in Erwägung geigen . Dm
folgenden Einschränkungen erklären sie ihre Bereitschaft zum
Friedensschluhmit der deutschen Regierung auf Grund der
Friedensbedingungen, die in der Ansprache des Präsidenten
an den Kongreh vom 8. Januar 1918 sowie der Grundsätze,
die in seinen späteren Ansprachen medergelegt sind -- re
müssen jedoch darauf Hinweisen, dah der gewöhnlich soge¬
nannte Begriff der Freiheit der Meere verschiedene Aus¬
legungen (Bestimmungen?) einschlleht, von denen sie einige
nicht annehmen können. Sie müssen sich deshalb über die¬
sen Gegenstand beim Eintritt in die Friedenskonferenzvolle
Freiheit Vorbehalten.

Ferner hat der Präsident in den m seiner Ansprache an
den Kongreh vom 8. Januar 1918 niedergelegten Friedens-
bedingungen erklärt, dah die besetzten Gebiete nicht nur ge¬
räumt und befreit, sondern- auch wiederhergestellt werden
müssen. Die alliierten Regierungen sind der Ansicht, dah
über d>en Sinn !dieser Bedingung kein Zweifel bestehen darf.
Sie verstehen darunter, dah Deutschland für allen durch seine
Angriffe zu Lande, zu Wasser und in der Lust der Zivilbe¬
völkerung der Alliierten und- ihrem Eigentum zugefugten
Schaden Ersatz leisten soll. ^ ^ ,

Der Präsident hat mich mit der Mitteilung beauftragt,
dah er mit der im letzten Teile des angeführten Memoran-
dums enthaltenen Auslegung einverstanden ist. Der Präsi¬
dent hat mich ferner beauftragt, Sie zu ersuchen, der deut-
scheu Regierung mitzuteilen, dah Marschall Foch von der
Regierung der Vereinigten Staaten und den alliierten Re¬
gierungen ermächtigt worden ist, gehörig beglaubigte Ver-
tretet (?) der deutschen Regierung zu empfangen und sie von
den Waffenstillstandsbedingung,en in Kenntnis zu setzen.

Abreise der deutschen Delegation.
(Bereits in einem Teil der letzten Ausgabe.)

Berlin. 6. Nov. (W. B . Amtlich.) Die deutscheD-Iv
gation zum Wschluh eines Waffenstillstandes und zur Auf.
nähme von Friedensverhandlungen ist heute nachmittag von
Berlin nach dem, Westen abgereist.

•

Aus der unverzüglichen Entsendung der deutschen Dele¬
gation kann man auf die Entschlossenheit der Reichste-
giemng schliehen, von ihrer Seite aus alles zu tun , um dem
Blutvergiehen so rasch wie möglich ein Ende zu setzen.
Bemerkenswert ist, dah es der Zweck der deutschen Dele¬
gation sein soll, nicht nur den Waffenstillstandabzuschliehen,
sondern auch die Friedensverhandlung,en- aufzunehmen. Es
liegt nahe, dabei an einen die großen Grundlinien des Frie¬
dens festlegenden Präliminarfrieden zu denken. Der deut¬
schen Delegation gehören an : Staatssekretär Erzberger,
Graf Oberndorff, der deutsch-e Gesandte in Kopenhagen Graf
Rantzau, General v. Winterfeldt, General v. Gündell und
Kapitän Wanseloe. Es besteht die Hoffnung, dah unsere
Abordnung nicht nur ein unabänderliches Diktat des Ober¬
kommandierendenunserer Feinde entgegenzunehmen habe,
sondern sie werde noch für Vereinbarungen Raum finden,
und es ist gewih bemerkenswert, dah die Zusammensetzung
der Delegation die Absicht einer sehr umfassenden Tätigkeit
ihrer Mitglieder anzudeuten scheint. .

Ein schwerer Gang ! Ein unsäglich trauriges Ende. Er
ist gekommen, wie es der Feind gewollt hat. Die neue
Note der amerikanischen Regierung beweist, ohne sich auch
jetzt wieder über die Auslegung der 14 Punkte auszu¬
sprechen, dah die Regierungen der Entente den Geist der
Versöhnlichkeit und der gleichmähigen „Gerechtigkeit nach
allen Seiten ", dem Wilson Geltung zu verschaffen versucht,
in entscheidenden Punkten ablehnen. Wir haben nicht nur
schroffe Bedingungen für den Waffenstillstand, die Wilson
selbst wogen des „Kernpunkts" für geboten hält, sondern
auch wegen-dieser Gesinnung der Ententeregierungen äuhorst
drückende Bedingungen für den Frieden zu erwarten.
Zweifellos ist es WUson gelungen, die gröbsten Forderun¬
gen der Westmächte, beispielsweise die stanzösische auf das
linke Rheinufer, zu beseitigen und die Zügellosigkeit der
Politik Lloyd Georges und Clemeneeaus in für uns wich-
ff gen Fragen mit Erfolg zu bekämpfen; es ist auch durchaus
im Bereich der Möglichkeit, dah Wilson fernerhin ernsthaft
bestrebt sein wird, seinen idealen Zukunsts.deen entsprechende
realpoliffsche Unterlagen zu geben, aber so viel ist heute schon
klar: das Memorandum der Ententeregierungen atmet noch



immer den Geist der Gewaltpolitik. England und Frank¬
reich sind nicht geneigt, die Wilsonschen Leitsätze dann gel¬
ten zu lassen, wenn sie ihnen Verpflichtungen auserlegen.
Gleiche Rechte für alle — dieser Gedanke geht durch sämt¬
liche programmatischen Reden Wilsons der neueren Zeit.
Er spricht von einem Preis , den alle zahlen müssen: den
Preis , den die ausgleichende Gerechtigkeit auferlegt. Und
es war deutlich erkennbar, daß das Verlangen nach der
Freiheit der Meere, das WUs«n zu einem Hauptpunkt seines
Programms gemacht hat, England gegenüber mit besonde¬
rem Nachdruck erhoben worden ist. Der Widerspruch in
London lieh ja damals auch nicht lange auf sich warten . Was
sollen wir nun von einem „Geist der Gerechtigkeit" der West¬
mächte halten, der im ersten Augenblick versagt, in dem er
sich bewähren sollte? Was folgt daraus für die Aussichten
einer gerechten Behandlung der elsah-lothringischen, der pol¬
nischen oder der kolonialen Frage ? Wilson beharrt — wenn
auch nicht mit ausdrücklichen Worten, aber doch unverkenn¬
bar — auf seiner Forderung ; aber wird sein Protest Wir¬
kung haben? So sehr sich der Präsident auch bemüht, bei
seinem Wort stehen zu bleiben — der Siegesübermut , der
Machtsinn der Engländer, die Rachgier der Franzosen und
die Beutelust der Italiener bedrohen das Recht und damit
die friedvolle Ordnung der europäischen Zukunft.

Nichts spricht deutlicher als das ungestüme Verlangen
nach Entschädigung. Aller Schade, der „durch Angriffe zu
Lande, zu Wasser und in der Luft der Zivilbevölkerung! der
Allii erten und ihrem Eigentum zu gefügt" worden ist, soll
ersetzt werden. Das Memorandum fordert dies zwar im
Zusammenhang mit der Wiederherstellungder besetzten Ge¬
biete, aber wer möchte bestreiten, dah hinter dieser wohl
absichtlichen Unklarheit (soll sich der Ersatz auf dm im be¬
setzten Gebiet angerichteten Schaden beschränken?), die
schrankenlosesten Fordemngen der Westmächte zum min¬
desten verborgen stehen können und dah diese bereit sind,
auch den Schaden, den der Tauchbootkrieg an Menschen,
Schiffen und Frachten angerichtet hat, zum Ersatz anzumel¬
den? Dann könnten unsere Feinde zu den wahnsinnigen
Forderungen kommen, und dann wäre der Anfang des Zeit¬
alters des Völkerbundes und- der Gerechtigkeit nichts ande¬
res als der Beginn der Versklavung eines fteien, tapferen
Volkes. Kann das wirklich das Ziel fein, ein Ziel, dem
auch Wilson sich zutreiben liehe. Das bedeutete den voll¬
kommensten Gewaltfrieden — mit unauslöschlicher Erbitte¬
rung würde das deutsche Volk dieses Schicksal nur dann auf
sich nehmen, wenn ihm physisch nichts anderes als dieses
Elend übrig bliebe. In Belgien sind wir eingefallen, im
Glauben, dies sei zu unserer Rettung unerläßlich — wir
vergüten der Bevölkerung den Schaden. Frankreich aber
war von Anfang an der nächste und gefährlichste Gegner
— auf seinem Boden muhte gekämpft werden; das muh be¬
rücksichtigt werben. Und ebenso muh berücksichtigt werden,
dah das deutsche Volk schon seit zwei Jahren zum Frieden
bereit war ; die Verwüstungen bei den! Rückzügen in Frank¬
reich! waren nur die Folgen einer uns aufgezwungenen
Fortsetzung des Krieges. Und schliehlich der Tauchbootkrieg
— er brachte großes Unheil, aber weite Kreise des deutschen
Volkes glaubten in ihm ein Mittel zu sehen, um der Aus¬
hungerung und Vernichtung zu entgehen. Den Verlieren¬
den für all diese Schäden haftbar zu machen, wäre un¬
menschlich.

Der Friede soll von Volk zu Volk geschlossen werden und
soll nach unsäglichen Leiden die Völker aufs neue zueinander-
führen; bei jedem Hieb, den die Politik der Feinde nunmehr
gegen Deutschland führt, wird das Herz des deutschen Vol¬
kes getroffen und unser Glaube an ein« Zeit des Rechts, der
Ordnung und der Ruhe.

vir Entsendung der Parlamentäre.
Funkspruchwechsel zwischen der

Obersten Heeresleitung und Marschall Fach.
Berlin, 7. Nov. (W. B. Amtlich.) Folgender Funkspruch

ist diese Nacht von deutsch er Seit « hinaus gegangen:
Die deutsche Oberste Heeresleitung auf Anordnung der

Regierung an Marfchall Foch: Nachdem die deutsche Re¬
gierung im Auftrag« des Präsidenten der Vereinigten Staa¬
ten benachrichtigt ist, dah Marschall Foch ermächtigt ist, be¬
glaubigte Vertreter der deutschen Regierung zu empfangen,
um ihnen die Waffenstillstandsbedingungen!mitzuteilen, sind
folgende Bevollmächtigteernannt : General der Infanterie
von Euendell, Staatssekretär Erzberger, Gesandter Emf
Oberndorfs, General von Winterfeldt und Kapitän z. S.
Vanselow.

Die Bevollmächtigten bitten um Mitteilung durch Funk¬
spruch, wo sie mit Marschall Fach! zusammentreffen können.
Sie werden begleitet sein von Kommissaren und Dolmet¬
schern nebst Unterpersonal und im Kraftwagen an dem zu
bezeichnenden Orte eintreffen. Die deutsche Regierung würde
es im Interesse der Menschlichkeit begrühen, wenn mit dem
Eintreffen der deutschen Delegation an der Front der Alliier¬
ten eine vorläufig« Waffenruhe eintreten könnte.

Marschall Foch hat darauf gefunkt: An das deutsch«
Oberkommando von Marschall Foch: Wenn die deutschen
Bevollmächtigten mit Marschall Foch wegen des Waffenstill¬
standes Zusammentreffenwollen, mögen sie sich bei den
ftanzösischen Vorposten auf der- Strahe Chimay—Fourmies
—La Eapelle—Guise einfinden. Es sind Befehle erlassen,
sie zu empfangen und sie an den für die Zusammenkunftbe¬
stimmten Ort zu geleiten.

*

Die Fühlung ist ausgenommen: Marschall Fach er¬
wartet die deutsche Delegation. Auf der Strahe von Ehimai
nach Guise, nordöstlich von St . Quentin , also im Zentrum
der Westfront werden die feindlichen Vorposten unsere Ab¬
ordnung in Empfang nehmen und von dort zu dem Ober¬
kommandierenden geleiten. Man ersieht aus dem De¬
peschenwechsel, dah alle bisherigen Mitglieder der Delega¬

tion die Frontlinie überschreiten werden, also nicht nur die
zunächst beteiligten Angehörigen des Landheeres und der
Flotte.

Man wird es dankbar begrühen, dah die Reichsre¬
gierung den Versuch gemacht hat, eine sofortige vorläufige
Waffenruhe herbeizuführen. Marschall Foch glaubte die
Antwort darauf schuldig bleiben zu dürfen; damit ist aller¬
dings nicht gesagt, dah nicht doch noch vor dem formellen
Abschluß des Waffenstillstandsvertragesdem nutzlosen Mor¬
den ein Ziel gesetzt werden könne. Darauf wartet ein«
Welt ! ^

Entlassung der Jahrgänge 1870/71.
Berlin, 6. Nov. (W. B.) Wie wir vom Kriegs¬

ministerium hören, sind Anordnungen getroffen worden, daß
die Jahrgänge 1870/71, soweit sie nicht an Kampfhandlun¬
gen beteiligt sind, unverzüglich in die Heimat zurückgezogen
werden.

Deutsche verteidigun - smahnahmen
in Tirol.

Die „Münchener Neuesten Nachrichten" erhalten aus
Innsbruck die Meldung, das bayerische Kriegsministerium
habe dem Tiroler Nattonalrat mitgeteilt, dah infolge der
Bedingungen des Waffenstillstandszwischen Oesterreich und
der Entente ein« Entsendung deutscher Truppen nach Tirol
zur Sicherung unserer Landesgrenzen notwendig sei. Unsere
Vortruppen haben am Mittwoch bereits die Grenze über¬
schritten.

Die deutschen Truppen in Rumänien.
Budapest, 6. Nov. Der Generaladjutanl des General¬

seidmarschalls Mackensen Graf Quadt ist, wie das „Neue
Pester Journal " meldet, am Nachmittag aus Bukarest hier
eingetrofsen. Er begab sich in Begleitung des General¬
konsuls Grafen Fürstenberg zum Ministerpräsidenten Ka°
rolyi, mit dem er über den Durchmarsch der in Rumänien
befindlichen vier deutschen Divisionen durch Ungarn ver¬
handelte.

Die Unruhen in Kiel, Bremen
ur-d Hamburg.

Berlin, 7. Nov. (W. B. Amtlich.) Von zuständiger
Stelle wird über die Lage in dm nördlichen Provinzen fol¬
gendes mitgeteilt: Di« Unruhen haben sich auf einige wei¬
ter« Orte, ausgedehnt. In Bremen wurden auf dem Markt¬
platz von einem unabhängigen Sozialisten, der vor wenigen
Tagen aus dem Gefängnis entlassen worden war , und von
einigen Militärpersoncn Reden gehalten, die zur Bildung
einer sozialistischen Republik und eines Arbeiter- und Sol¬
datenrates aufforderten!. Der Befreiung von Militärgefangc-
nen schloß sich die Oeffnung auch der Zivilgefängnisse an.
In den großen Werken ist alles ruhig. Auf den Ströhen
herrscht Ordnung ; Zwischenfälle wurden bisher nicht ge¬
meldet. Für heute abend wurde in einer Versammlung
Liebknecht als Redner erwartet. In der Sitzung der Bürger¬
schaft stand ein sozialdemokratischer Antrag auf Einführung
des gleichen und direkten Wahlrechts zur Eröterung. Der
Senat soll sich seine Entscheidung Vorbehalten haben.

Aus Hamburg wird gemeldet: Das Zentralbüro des
Arbeiter- und Soldatenrates teilt folgendes mit : Sämtliche
Amtsgebäude und militärischen Gebäude sind! besetzt. Die
Nahrungsmittelmagazine werden bewacht, Plünderer wer¬
den mit sofortigem Erschießen bestraft. Zur Zeit finden
Verhandlungen mit dem, Senat statt. Der Zugverkehr ist
bis auf zwei Züge eingestellt. Post- und Telegraphenamt wa¬
ren bis zur Stunde nicht besetzt. Die Leitung der Bewegung
hat einen Aufruf an die Bevölkerung erlassen, die Ruhe und
Ordnung aufrecht zu erhallen. Nach vorliegenden Nachrich¬
ten ist dies indes nicht gelungen. Es hat Ausschreitungen
gegeben. Kleinere Truppenkörper, die sich verteidigten, wur¬
den durch! die Massen der Aufftändischen gewaltsam gezwun¬
gen, ihnen Gefolgschaft zu leisten. An mehreren Stellen
der Stadt sind Mißhandlungen und Morde vorgekommen.
Unter anderem drangen Aufftändische in ein« Wohnung in.
der Lirnolnstraße, .aus der auf herumziehende Soldaten ge¬
schossen worden sein sollte und töteten zwei Frauen als an¬
geblich Schuldige, indem sie ihnen die Kehle durchschnitten.
Wahrscheinlich werden alle Theater und Restaurants vom
7. November ab geschloffen. Die ganze Nacht vom 6. zum
7. November fielen in verschiedenen Gegenden der Stadt
vereinzelt« Schüsse. Das „Hamburger Echo", das jetzt als
Organ der Aufftändischen unter dem Titel „Die rote Fahn>e"
erscheint, veröffentlicht folgende Bekanntmachung an die Be¬
völkerung Hamburgs und Altonas : Alle Zivilpersonen
müssen von heute (7.) ab um 6 Uhr abends von der Straße
sein. Jede Zivilperson, die sich in der Zeit von 6 Uhr
abends bis 7 Uhr morgens auf der Strahe aufkxilt. wird
erschossen.

In Curhaven ist es zu keinen ernsteren Unruhen und
Ausschreitungengekommen.

In Kiel ist der Stadtkommandant, Kapitän z. S . Heine
in der Nacht vom 5. zum 6. November von einer Patrouille,
die den Befehl hatte, ihn! abzuführen, erschossen worden, da
er sich angeblich diesem Befehl widersetzen wollte.

Dfe Forderungen des Kieler Soldrntenrats,
die vom Eouvernieur angenommen wurden, umfassen laut
„Kieler Neuesten Nachrichten" folgende Punkte:

1. Freilassung sämtlicher inhaftierten polilitischen Ge¬
fangenen; 2. vollständige Rede- und Pressefreiheit; 3. Unter¬
lassung der Briefzensur; 4. sachgemäße Behandlung der
Mannschaften durch die Vorgesetzten; 5. straffreier Verkehr
sämtlicher Kameraden an Bord und in den' Kasernen; 6. die
Ausfahrt der Flotte hat unter allen Umständen zu unter¬
bleibe« ; 7. alle Schutzmaßnahmen mit Blutvergiehen haben

zu unterbleiben; 8. alle Maßnahmen zun, Schutze des Pri.
vateigentums werden vom Soldatenrat festgesetzt; 9. es
gibt außer Dienst keine Vorgesetzten mehr; 10. unbeschränkte
persönliche Freiheit jedes Mannes von der Beendigung des
Dienstes bis zum Beginn dies nächsten Talges; 11. die Offi¬
ziere, die sich mit den Mahnahmen des Söldatenrats ein¬
verstanden erklären, begrüßen wir in unserer Mitte . Alle
übrigen haben ohne Anspruch auf Versorgung den Dienst
zu quittieren; 12. jeder Angehörige des Soldatenrats ist von
jeglichem Dienst zu befreien; 13. sämtliche in Zukunft zu
treffenden Mahnahmen sind durch Mitglieder des Soldaten¬
rats zu treffen.

Diese Forderungen sind für jede Militärperson die Ziele :
des Soldatenrats.

Die Neuordnung im Reiche. I
Weimar, 6. Nov. Das gesamte Staatsministeriuin hat j

demissioniert. Der Grohherzog hat die Demission angenom¬
men. Das Ministerium führt die Geschäfte bis zu den Neu- j
wählen weiter. Dann wird ein Ministerium aus Volks- !
Vertretern gebildet. (Frff. Ztg.)
Die politische Neuordnung in  Preußen.

Berlin, 7. Nov. (W. B. Nichtamtlich.) Heute nachmittag
fand unter den Vertretern d>er Mehrheitsparteien aus dem
Reichstag und dem preußischen Landtag eine Besprechung
über die Frage statt, in welcher Weife jetzt grundlegende
Aend erringen der einzelstaatlichen Verfassungen, insbesondere
in Preußen , herbeizuführen wären. Für Preußen kommt
namentlich das Wahlrecht und die schleunige Parlamenta¬
risierung der Regierung in Frage. Es wurde eine grund¬
sätzliche Einigung unter den Parteien erzielt. Zur weiteren
Erörterung begaben sich noch am Abend Vertreter der vier
Mehrheitsparteien zum Vizepräsidenten des preußischen
Staatsministeriums , Dr. Frisdberg.
Neue Tariferhöhung für den Güter-

und Personenverkehr.
Berlin, 7. Nov. (W. B. Amtlich.) Am 1. April 1918

haben die deutschen Eisenbahnen einen Kriegszuschlag von
15 Prozent zu den Frachtsätzen' des Güter- und Tierver-
kehrs eingeführt, um wenigstens teilweise die durch den
Krieg hervorgerufenen Mehrausgaben zu decken. In der ( :
Zwischenzeit ist das Mißverhältnis zwischen den Einnahmen
und Ausgaben durch Steigerung der letzteren derartig ge¬
wachsen, dah die Wirtschaftlichkeit des Staatsbetriebes ernst¬
lich in Frage gestellt ist. Die deutschen Staatseisenbahnen
sehen sich daher gezwungen, auf eine Vermehrung der Ein¬
nahmen durch Erhöhung der Tarife im Güter-, Tier- und
Personenverkehr Bedacht zu nehmen. Bei den Personen-
tarifen wird auf die im Schnellzugs-, Gepäck- und Erpreß-
güterverkehr zurzeit bestehenden Zuschläge Rücksicht genom¬
men werden. Die Erhöhungen werden voraussichtlich im
ersten Vierteljahr 1919 durchgeführt werden. Die Zuschläge
werden fast durchweg hinter denen Zurückbleiben, die in ande¬
ren europäischen Ländern', kriegführenden und neutralen,
dem Wirtschaftslebenauferlegt sind.

Der Zusammentritt des Reichstags.
Berlin, 7. Nov. (W. B.) Di« nächste Sitzung des

Reichstags findet Mittwoch, den 13. November, nach¬
mittags 2 Uhr statt.

Erhöhung der Brotration.
Eine Mahnung dcs Kriegsernährungsamts.

Berlin, 7. Nov. (W. B.) Seit vier Jahren hat das
deutsche Voll die Lasten und Entbehrungen des Krieges mit
bewundernswerter Standhaftigkeit getragen. Jetzt steht der
Frieden und die Aufhebung der Hungerblockade in naher
Aussicht. Damit wird auch eine Entspannung unserer Er-
nähmngslage eintreten. Am 1. Dezember wird die Brot¬
ration erhöht und andere Erleichterungenwerden allmählich
folgen. Voraussetzung dafür, wie überhaupt für die Wei¬
terversorgung des Volkes ist die unbedingte Aufrechterhal-
tung der Ordnung. Jede Störung verhindert die regel-
mähige Lebensmittelzufuhrund bedroht die Großstädte und
Jnduftriebezirke mit unsagbarem Elend. Wir wenden uns
an das gesamte deutsch« Voll, diese schwere Gefahr abzu¬
wenden.

Der Staatssekretär und Vorstand!des Kriegs ernährungs.
amtes.

Die Entente und Haus Habsdurg.
Aufsehen erregen Nachrichten, welche aus der Schweiz

über angeblich dort im Gange befindliche Verhandlungen
hervorragender österreichischer Politiker mit Vertrauens¬
leuten der Entente eingehen. Von ersteren befinden sich in
diesen letzten Tagen eine auffällige Anzahl in der Schweiz.
So waren oder sind noch dort der frühere Minister des Aus¬
wärtigen Graf Berchtold, der frühere Botschafter in London,
Graf Mensdorff, der ungarische Staatsmann Graf Apponyi
und der kaiserliche Vertrauensmann Prinz Windischgrätz,
denen sich demnächst auch Graf Czernin zugesellen dürfte.
Anscheinend werden die Hoffnungen der Kreise, die auf die
Herstellung des habsburgifchen Reiches durch die Macht¬
haber der Entente hoffen, auch durch dis so überaus harten
Waffenstillstand sbedingungen nicht zu Boden geschlagen. Die
Eröffnungen des ungarischen Prinzen Windischgrätz an den
ftanzösischen Gesandten Dutasta haben, wie in einem Pri-
vattelegrvmm an die „Franff . Ztg." betont wird, in Entente¬
kreisen lebhafte UÜberraschung hervorgerufen. Ob nun der
Prinz nur die Wünsche unverantwortlicher aristokratischer
Kreise vertritt , oder der von jeher schlecht beratene junge
Kaiser ihn autorisiert habe, jedenfalls sei der Entente nahe-



gelegt worden, Wien mid andere Teste Oesterreichs von
englischen und stanzösischen Truppeu besetzen zu lassen, um
den Hof vor der in vielen Teilen der Monarchie ausge¬
brochenen Revolution zu schützen, gleichzeitig aber auch vor
Versuchen der Angliederung Deutsch-Oesterreichs an Deutsch¬
land. Es ist, wie gesagt, nicht festzustellen, in wieweit
Kaiser Karl die Verantwortung für das Treiben seiner
Agenten trägt. In Deutschland- und in Deutsch-Oesterreich
aber sollte man scharf darauf acht geben. Man mutz sich
übrigens fragen, mit welchem Rechtstitel Vertreter des ge¬
stürzten alten Regimes in Oesterreich-Ungarn überhaupt in
diplomatische Verhandlungen eintreten, nachdem sich die
Monarchie in selbständige Staaten aufgelöst hat. Die sicht¬
barste diplomatische Waffe dieser Agenten scheint eine unter¬
irdische Agitation gegen das Deutsche Reich zu fein, die sich
seit einigen Tagen auch in einer bösartigen Pretzkampogne
in neutralen Blättern-verrät.

£oHal»act)rlcl>tcn.
* Königstein, 8. Nov. Mit dem Eisernen Kreuz wurde

ausgezeichnet Anton Kroth von hier, Sohn des verstorbe¬
nen Tapeziers Kroth; Anton Kroth war bis zum Eintritt
in das Heer im Büro des Herm Kgl. Steuerinspektor Wehn
dahier tätig.

* Im Befehlsbereich des 18. Armeekorps und des Gou¬
vernements Mainz ist den wegen der vorhandenem Trans¬
portschwierigkeiten vom Kriegsministerium für den Heimat-
verkehr zur Verfügung gestellten Lastkraftwagen mit elektri¬
schem Betrieb und Dampflastzügen der Verkehr auf
ollen öffentlichen Wegen steigegeben.

* Auf die im Anzeigenteil dieser Nr. befindliche Ver¬
ordnung betr. verschärfte Meldepflicht fei wegen ihrer außer¬
ordentlichen Wichtigkeit auch an dieser Stelle hingewiesen.

* Zeichen der Zeit oder unabweisbar notwendig? Im
Höchster Kreisblatt steht als Anzeige: 2 Freunde, 16—17
Jahre alt, wünschen die Bekanntschaft zweier Mädchen
zwecks späterer Heirat. Offerten mit Bild unter A. B . an
den Verlag d. Bl.

* Am 2. November 1918 ist eine Bekanntmachung, be¬
treffend Beschlagnahme und Bestandserhebung von Coca»
blättern und Cocain, erschienen. Gleichzeitig ist eine Be¬
kanntmachung, betreffend Beschlagnahme und Bestandser¬
hebung von Pfefferminzkraut, -tee, -blättern erschienen. Die
beschlagnahmten Gegenstände unterliegen einer Meldepflicht.
Die Meldungen sind über die am 2. November 1918 vor¬
handenen Mengen bis zum 15. November 1918 an das
Sanitäts -Departement des Königlichen Kriegsministeriums
zu erstatten. Der Wortlaut der beiden Bekantmachnngenist
im Kreisblatt einzusehen.

Sie entstellt der Heeresbericht?
Nicht jeder Leser wird sich einmal darüber klar gewor¬

den sein, auf welche Weise der Amtliche Heeresbericht, den
er täglich in der Zeitung sieht, entstanden ist und welchen
Weg die Teile, aus denen er zusammengesetzt ist, zurückge¬
legt haben. Niemand, der nicht mittelbar oder unmittelbar
einmal an ieiner Entstehung mitgearbeitet hat, kann sich
einen Begriff davon machen, welcher riesige Nachrichtenappa,
rat dazu gehört, um zu bewerkstelligen-, datz der Ruhm des
Regiments, das in der Morgendämmerung einen glück¬
lichen Vorstotz in die feindlichen Linien unternommen hat,
schon in den frühen Nachmittagsstund cn in der Heimat be¬
kannt ist. Wenn man sich einmal vergegenwärtigt, wie die
breite Flut der Meldungen aus der Kampflinie sich allmäl)-
lich zu den täglichen Berichten! der Divisionen, Armeen und
Heeresgruppen verdichtet und welche Zeit dazu gehört, um
an allen den Dienststellen, die zwischen der Kompanie und
dem Grohen Hauptquartier liegen, die einlaufendew Berichte
zu verarbeiten und zur Gesamtmeldung zusammenzustellen,
so leuchtet ohne weiteres ein-, datz den Nachrichten, aus denen
der amtliche Heeresbericht im Laufe eines jeden Vormittages
auswächst, zu der eigentlichen Zurücklegung des Weges nur
wenige Minuten übrig bleiben.

Auf ruhigen Wegen entwickelt sich dieser Vorgang in
der Zeit des Stellungskrieges. Jeder Kompaniefichrer
wußte, zu welcher Zeit er feine Meldung über die Ereignisse
der Nacht, über die Stärke des feindlichen Feuers , über Be¬
obachtungen in den Nachbarabschnitten oder über Verluste
an das Bataillon zu geben hatte. Bataillon , Regiment und
Brigade hatten wiederum ihrerseits festgesetzte Zeiten für
die Weitergabe ihrer täglichen Meldungen. Das Eleichniatz
dieses Werdeganges wurde zum ersten Male in größerem
Umfange durchbrochen, als im Westen auf breiten Fronten
die Abwehrschlachten begannen. Die ArMerie des Feindes
schleuderte ihre Munitionsmossen auf das ganze Gelände
zwischen den vordersten Maschinengswehrnestern und den
hohen Stäben . Die technischen Hilfsmittel, deren sich die
Rachrichtentruppebediente, Fernsprecher, Funkengerät, Erd-
tclegraphenappawt und Blinklampe, versagten auf dem
Schlachtfeld nicht selten, so datz die Kampflinie oft stunden¬
lang ohne Verbindung nach rückwärts war . Mit behelfs¬
mäßigen Mitteln wurden diese Schwierigkeiten überbrückt,
denn die Lageberichte dursten keine Verzögerung erleiden.
Mit der Ausdehnung der neuartigen Kampfesweise der Ab¬
wehrschlachten wurden auch jene Notbehelfe der Nachrichten¬
übermittlung ausgebaut , verbessert und organisiert, die
Techttk patzte sich den neuen Verhältnissen an, Meldehunde
und Brieftauben traten in den Dienst der Nachrichtentruppe
und sorgten auch im schwersten Feuer für die Austechterhal-
tung der Verbindung. Mit dem vennehrten Menschen- und
Materialeinsatz schwoll auch der Sprech- und Telegramm¬
verkehr auf den rückwärtigenDienststellen schnell an . Die
Fernsprechstellen bei den Armee-Oberkommandos, auf denen
zu Airfang des Krieges ein paar Fernsprechapparate gestan¬
den hatten, wurden zu großen Aemtern, deren Fernsprech¬

vermittlungsschränke Hunderte von Anschlüssen hatten und
bei denen eine große Anzahl von Fernschreibapparaten und
Schnelltelegraphenden Verkehr bewältigten. , So wurde da¬
für gesorgt, datz zwischen den Tausenden und Abertaufenden
von Meldungen, Gesprächen, Telegrammen, die täglich das
sichtbare und das unsichtbare Nachrichtennetz der Armee be¬
lasteten, der Weg für die Tagesberichte der Dienststellen
immer wieder frei blieb.

Der Krieg des Jahres 1918 hat der Entstehung des
täglichen Berichtes manche neuen Schwierigkeiten in den
Weg gelegt. Die Schlachtfelder waren noch ausgedehnter ge¬
worden, und angesichts der ungeheuren Hilfsmittel des
Feindes sah sich die höhere Führung gezwungen, ihre Front
elastischer zu machen, ihre Divisionen häufig zu verschieben
und Angriffs- und Verteidigungswellen immmer von neuem
vor und zrrrück branden zu lassen. Dennoch mutzte sie in
jedem Augenblick über die Kampflage unterrichtet sein, und
da gerade die Nacht oft die folgenschwerstenEreignisse
brachte, mutzte sie sich besonders am Morgen über den Stand
der Dinge im klaren sein, um den Bericht darüber recht¬
zeitig dem Grohen Hauptquartier zugehen lassen zu können.
Auch in diesem neuen Entwicklungsabschnittdes Krieges
traten wieder die höchsten Anford-erunyen an die Nachrichten-
tmppen in allen Zonen der Armeebereiche heran. Es galt
jetzt alle die gesammelten Erfahrungen aus den letzten
Jahren zusammenzufassen und unter den neuen Verhält¬
nissen zu verwerten. Dem' fehl-erlosen Arbeiten dieser Nach-
richtenmoschiireist es zu verdanken, datz es möglich ist, Nach¬
richten mit solcher Schnelligkeit von der Kampflinie bis
zum Großen Hauptquartier und in die Heimat zu bringen
wie die, aus denen sich der Amüiche Bericht der Obersten
Heeresleitung zusammenfetzt.

Großes Hauptquartier. 7. November.
kW. 8 .) Amtlich.

Westlicher Kriegsschauplatz.
Nordöstlich vonjsOudenaarde stießen Franzosen über die

Schelde. In Gegenangriffen warfen wir sie zurück. Zwischen
Schelde und Oise suchte der Feind die plangemäß« Fort-
führung unserer am 4. 11. eingeleiteten Bewegungen durch
heftige Angriffe zu verhindern. Der Schwerpunkt dieser
Angriffe lag nordöstlich von Valencienncs, südlich der nach
Mons führenden Straße bei Bavai und bei Aulnoy an
der Sambrc . In schweren, wechselvollen Kämpfen hielten
unsere Truppen dem feindlichen Ansturm stand. Der Feind
stand am Abend bei Quievrain —am Westrand« von Bavai
östlich von Aulnoy—westlich von La Capelle. Zwischen
der Oise und der Aisne hat der Gegner die Linie Ber»
oin»—Rozoy erreicht. Beiderseits von Rethel hat er die
Aisne überschritten und stand «m Abend in Linie Wasigny
Novion—Porcien und nördlich von Tourteron . Zwischen
Aisne und Maas folgte er bis Bendreffe und Moucon.

Auf dem Ostufer der Maas setzte der Amerikaner
seine heftigen Angriffe fort. Er gelang ihm, seinen Brücken-
köpf östlich von Dun zu erweitern. Wir brachten den
Feind in den Waldungen östlich von Murvaur und Fon-
taincs zum Stehen . Oestlich von Sivry hat di» b«.
währte brandenburgische 228 . Infanterie -Division ihr»
Stellungen voll behauptet.

D»r Erste Seneralquarstermeister: Grön « r.

Der Abendbericht.
Berlin, 7. Nov., abends. (W. B. Amtlich.) An der

Westfront ruhiger Tag.

Unruhen in München.
Ausrufung der Republik Bayern.
München,  8 . Nov. (W. B .) Im Anschluß an die

gestrige Massenversammlung auf der There.
s i e n w i e se kam es in M ü n che n zu e r n ste n Un¬
ruhen,  die im weiteren Verlaufe zur Ausrufung
der Republik Bayern  führten . In der Nacht zum
heutigen Tage bildete sich ein Rat der Arbeiter,
Svldaten und Bauern,  zu deffen Vorsitzenden Kurt
E i s n e r ernannt wurde. Dieser erläßt an die Bevölkerung
Münchens einen Aufruf,  in dem ez heißt: Die demo-
kratischenndsozialeRepublikBayernhatdie
moralische Kraft, für Deutschland den Frieden zu erringen,
der es vor dem schlimmsten bewahrt. Sie hält die Um¬
wälzung für notwendig, um nn letzten Augenblick die Welt-
regierung des Volkes, die Entwicklung der Zustände ohne
allzu schwere Erschütterung zu erledigen, bevor die feindlichen
Heere die Grenzen überfluten und nach dem Waffenstillstand
die demobilisierten deutschen Truppen das Chaos herbei¬
führen. Der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat wird
strengste Ordnung  sichern, Ausschreitungen werden
rücksichtslos unterdrückt, die Sicherheit der Person
und des Eigentums  wird verbürgt. Arbeiter und
Bürger Münchens! Vertraut dem Großen und Gewaltigen,
das in diesen schicksalsschweren Tagen sich vorbereitet! In
dieser Zest des sinnlosen, wilden Mordens verabscheuen wir
alles Blutvergießen, jedes Menschenleben soll heilig sein.
Es lebe die bayerische Republik, es lebe der Frieden, es
leben die Waffen der Arbeit aller Werktätigen!

München,  in der Nacht zum 8. 11. 18.
Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern.

Der 1. Vorsitzende: Kurt Eisner.

Nücktrtt des spanischen Kabinetts.
Madrid , 7. Nov. (W. B.) Meldung der Agence Ha-

vas . Nach langen Erörterungen in der Kammer hat der
Ministerpräsident dem König den Rücktritt des gesamten
Kabinetts amgeboten.

Die neue Rückzugsbewezung im
Westen.

Berlin, 7. Nov. (W. B. Nichtamtlich.) Trotz aller ge¬
waltigen Anstrengungen der letzten Tage, trotz, der sich durch
amerikanische Hilfe täglich gesteigerten Uebermacht und ttotz
der nun völlig- durchgeführtm Isolierung Deutschlands,
sehen die Führer der Ententeheere die Hoffnung auf den
oft beabsichtigten, doch nie -erreichten Durchbruch durch die
deutsche Westfront im grauen Novembernebel aberm'als ent¬
schwinden. Das von der Obersten- Heeresleitung angeord-
nete und völlig planmäßig zur Durchführung gelangte Ab-
setzen -der deutschen Front vermindert für die feindliche
Führung die Aussichten, den erstr-ebten und vernichtenden
Schlag noch in diesem Jahre zu tun . Die Zweckmäßigkeit
dieser Maßnahme kann auch die amtliche Berichterstattung
des Gegners nicht bestreiten. Nehmen wir den Fall an,
so heißt es noch im Furckspmch von Carnocon vom 5. Nov.,
datz die deutsche Armee sich in Frankreich und Flandern ohne
schwere Verluste hätte losli-rtu- können, daß sie sich nach
ihrem Belieben auf einer kürzeren Linie, etwa an der Maas,
hätte einrichten können, um dann später ihre Friedens¬
offensive mit unverminderten Hilfsquellen und dem ganzen
PresKge eines leichten erfolgreichen Rückzuges zu unter-
nehmen, so würde sowohl die militärische, wie auch die poli¬
tische Lage die größten- Schwierigkeiten für uns bergen.
Aber, heißt es beruhigend weiter, vor welchen Schwierig¬
keiten hat uns die Tapferkeit unserer Westarmee bewahrt!

Die richtige Einschätzung der in dem deutschen Heeres¬
bericht vom 6. November gemeldeten Bewegungen wird
unter diesen Umständen niemanden schwerfallen.

*

Luxemburg, 7. Nov. (W. B. Nichtamtlich.)- Die Furcht
davor, daß auch das luremburgische Gebiet zum Kriegsschau¬
platz werden könnte, steigt hier mit jedem Tage. Nicht
wenig tragen dazu die immer häufiger werdenden englischen
Bombenangriffe auf luremburgische Städte und- Dörfer bei.
Wenn durch die Schuld der Entente die Fortsetzung des
Krieges erzwungen wird, so dürste leider die Befürchtung der
luremburgischen Bevölkerung in Erfüllung gehen; denn es
wird bei der allmählichen weiteren Zurücknahme unserer
Linien, falls solche aus strategischen Notw-endigkeitten erfol¬
gen sollte, unmöglich sein um Luremburg herumzumar-
schieren oder alle Transporte um Luremburg hemmzuleiten.
Ganz abgesehen von einer' derartigen „Aussparung " Lurem-
burgs würde schon eine Zurückverlegung der deutschen
Front bis . auf 20 Kilometer westlich der luremburgisch-
stanzösischen Grenze luremburgisches Gebiet zum Opera¬
tionsgebiet machen und den Granaten der feindlichen Fern-
geschütze aussehen.

Schweres Eisenbahnunglück in
Ungarn.

Budapest. Am 5. November, um 10 Uhr abends ging
von Steinbmch ein Personenzug mit Soldaten in die Hei¬
mat ab. Die Wagen waren überfüllt, die Soldaten saßen
auf Treppen, Dächern und Puffern. Vor Rakos entstand
ein Achsenbmch, durch den der Zug in der Mitte auseinan¬
der gerissen wurde. Die vorderen sechs Wagen fuhren in
rasender Geschwindigkeit vorwärts , drei davon entgleisten
und gingen in Trümmer. Die nachrollenden Wagen stürz¬
ten übereinander. Aus Budapest trafen alsbald Rettungs-
gesellschast und Polizei ein. Bisher wurden fechszig Tote
und 150 Schwerverletztegeborgen. Sehr viele Soldaten
verunglückten durch einen Sprung aus dem Fenster.

Lebensmittel -Verkauf.
Der Lebensmittelverkauffindet diese Woche am Sams-

tag, den 9. d. M ., im Rathaursaale in folgender Reihen¬
folge statt:
Brotkarten-Nr. 1—100 vorm, von 8— 9 Uhr,

, 101- 200 , . 9— 10 .
. 201 - 300 , , 10- 11 ,
. 301- 400 „ .. 11- 12 „
„ 401—500 nachm. „ 2— 3 „
. 501- 600 , , 3 - 4 ,
. 601 - 800 , , 4 - 4V, „

Reihenfolge ist genau einzuhalten. Brotkarten sind
zqr Kontrolle vvrzulegen. Lebensmittelkarten - Abschnitt
Nr. 13 ist abzugeben.

Königslein im Tanmis , den 8. November 1818.
_ Der Magistrat : Jacobs.Pferdefutter.

Samstag , den 9. Novbr. wird vormittags um 8 Uhr
in der Lagerhalle an der Herzog Adolph-Anlage Ersatz¬
futter für Pferde gegen Barzahlung ausgegeben.

Königstein, den 7. November 1818.
Der Magistrat : Jacob ».

Zu verkaufen:
2 Saanenziegen.
hornlos, tränend, pa. Milch¬
tiere, einzel oder zusammen

zu 280 und 350 Mark.
Kaninchen, delg. fliesen.

— Höchstgebot. —
Zu erfragen in derGeschästbst.

Ein gut erhaltenes 4sitzigesBreak
_ zu verkaufen . - - ---
W. Thorwesten,
Sehwalbach am Taunus.

Gefunden:
Auf dem Wege nach Cron-

berg ein Pelz.
Abzuhol.Rathaus ,Zimmer

Nr . 3.
Königstein , 7. Nov. 1918.

Die Polizeiverwaltung.

^poli2eUicbe-
Zusweisfckeme

sind zu haben in der
Druckerei Ph . KUftlbÖhl,
KömgCtetn , ßauptrtrassc 41.

ie Beleidigung geg. »Trau
Gottfried Bilberg aus
niederrdfenberg nehme ich

zurück.
Frau Rehm , Schlotzborn.



Kathol . Kirchensteuer.
Morgen , Samstag , den 9 . dr . Mts ., wird nachm,

von 2 — 6 Uhr im Kath . Vereinshause , Schulstr . 1 pari .,
die Kirchensteuer erhoben.

Königslein im Taunus , den 8 . November 1918.
Di » Kirchenkasse : Vechtel.

Bekanntmachung.
Montag , den 11. November 1918, wird die 3.

Rate Staat - - und Gemeindeftene « erhoben.
Gegen ,die noch restierenden Holzgelder und Güterpacht
wird vom 11 . November ab das Zwangsverfahren
eingeleitet.

Kelkheim , 6 . November 1918.
Schmitt.

Bekanntmachung.
Vom 8.— 15 . November wird die 3 . Rate der

Staats - und Gemeindestenern erhoben. Die
Beträge sind abgezählt zu entrichten.

Falkenstein , 5 . November 1918.
Die Gemeindekass «.

Bekanntmachungen für Fischdach.
Die 3. Rate Staats - und Gemeindesteuer wird vom

11 . bis 15 . November erhoben . Ferner kommt die am
1 . 19 . fällige Zeitpacht zur Erhebung . Nach dem 15 . Novem.
der wird gegen die Säumigen das Zwangsverfahren ein-
geleitet.

Fischbach , den 7. November 1918.
Kunz , Gemeinderechner.

Samstag , den 19 . 11 . 18 mittags 11 ' / - Uhr wird der
Pferch im Rathaus versteigert.

Das Reinigen der Orlsftraßen Mittwochs und Sams¬
tags wird bei Vermeidung von Strafen in Erinnerung
gebracht.

Fischbach , den 7 . November 1918.
Der Bürgermeister Wittekind.

Kebanntmacbung für Sppftein.

Betrifft : Milcherfassung.
Bei den z. ZI . im Gange befindlichen Ermittlungen

üb »r ein « schärfere Milchersassung im hiesigen Kreise hat
sich ergeben , daß sich einzelne Kuhhaller trotz aller Kon-
troll -Mahnahmen ihrer Abgabepslicht zu entziehen ver-
stehen und auf diese Weise die Versorgung der Kinder,
stillenden Mütter , schwangeren Frauen und Kranken in
in der eignen Gemeinde , besonders aber in den zu be¬
liefernden Städten , in Frage stellen.

Es sei gern anerkannt , dah die Mehrheit der Land¬
wirte des Kreiser ihre Pflicht in Bezug auf die Milch¬
ablieferung tut ; die Not an Kuhmilch in den Städten
ist jedoch derart gestiegen , daß jeder Liter Milch erfaßt
und der öffentlichen Bewirtschaftung zugeführt werden
mutz . Es kann nicht geduldet werden , dah sich Einzelne
der Ablieferungspflicht entziehen und auf Kosten der not¬
leidenden Versorgungsberechtigten entweder selbst über
das zulässige Mag Milch verbrauchen , oder gar zu Wucher-
preisen Milch bezw . Butter im Schleichhandel absetzen.
Die Verletzung der Abgabepflicht ist nicht nur vom
moralischen und strafrechtlichen Standpunkte verwerflich,
sondern sie birgt auch die Gefahr in sich, dah der Kom¬
munalverband zu den schärfsten Maßnahmen in der Milch¬
erfassung und Kontrolle , wie der Zwangranschluh an
Molkereien , Melke -Kommandor usw . gezwungen wird.

Ich weih , wie tief in die landwirtschaftliche Produktion
einschneidend und wie erbitternd solche Zwangsmaßnahmen
wirken , sehe in ihnen auch keineswegs ein Allheilmittel
zur besseren Erfassung und habe , war in meinen Kräften
stand , getan , sie dem Kreise fernzuhalten ; ich werde aber
nicht umhin können , mich dahingehenden Anordnungen
der zuständigen Stellen zu fügen , wenn nicht eine Besser¬
ung in der Milchaufbringung im Kreise eintritt.

Deshalb richte ich ven eindringlichen Appell
an die Landwirte und sonstigen « uhhalter
des Kreises , ihrer Milchabliefernngspsticht voll
und ganz nachzukommen.

Der eigenen Familie nur das gesetzlich be¬
stimmte Quantum Milch!

Dem Schleichhändler und Hamsterer Nichts!
Der Gemeinde alS Versorgerin unserer

Kinder , Mütter und Kranken Alles an Voll¬
milch !

Das soll und mutz die Parole jedes ein-
stchtigen Kuhhalters sein!

Bad Homburg v. d . H . , den 31 . Okt . 1918.
Der Königliche Landral.

» » n Marr.

Wird veröffentlicht.
Eppstein , den 6 . November 1918.

Der Bürgermeiste, : Münsche ».

Mehrer « Waldarbeiter
1 und einen Fuhrmann .

für längere Zeit gesucht Wilh . Mauer,
Höchst a . M. Zu melden  auf der
Billtalhöhe in Köniistein oder Distrikt
Oedung bei Joh. Neuhaus aus Ruppertshain.

Bekanntmachung.

Beglaubigte Abschrift!
Stelloertr . Generalkommando

18 . Armeekorps.
III b 24 107/5621.

Verordnung.

Betr . Verschärfte Meldepflicht für die Orte Bad Homburg
v. d. H ., Cronberg , K ö n i g st e i n , Soden , Nauheim und

Friedberg.

Auf Grund des § 9 b des Gesetzes über den Belage¬
rungszustand vom 4. Juni 1851 in der Fassung des Reichs¬
gesetzes vom 11 . Dezember 1915 bestimme ich für die Orte
Bad Homburg v . d. H ., Cronberg , Königstein , Soden , Nau¬
heim und Friedberg:

I.
Die Zureise von Neutralen und feindlichen Ausländern

ist verboten und zu verhindem.
Ausnahmen können nur in besonders begründeten

Fällen von mir zugelassen werden.
II.

1 . Jeder , der an den genannten Orten wohnt oder sich
dort vorübergehend - aufhält , muß im Besitze eines Aus¬
weises über feine Person sein , den er stets bei sich zu führen
und den Polizeibeamten , Hilfspolizeibeamten und Gendar¬
men auf Verlangen vorzuzeigen hat.

2 . Wer in die genannten Orte zureist , um einen neuen
Wohnsitz zu begründen oder um außerhalb seines Wohn¬
sitzes Aufenthalt zu nehmen , der über Nacht oder über 19
Stunden dauert , hat sich sofort nach seiner Ankunft persön¬
lich auf der Meldestelle anzumelden und sich über seine Per¬
son auszuweisen . lieber diese Anmeldung erhält er eine
Bescheinigung , die er stets bei sich zu tragen hat . Er hat
ferner auf Verlangen fein Gepäck zur Durchsuchung zur Ver¬
fügung zu stellen und seine Ausweise gegen Empfang einer
Quittung zu Hinterlegern . Die gleiche Ausweispflicht besteht
für jeden Zureisenden , der in einem ftemden Hause Woh¬
nung nimmt gegenüber dem Wohnungsgeber und seinem
Stellvertreter.

3 . Kinder unter 12 Jahren sind von der Ausweis - und
Meldepflicht befteit.

4 . Wer einem Zureifenden eine Wohnung , ein Zimmer
oder eine Schlafstelle überläßt oder ihn als Gast auf¬
nimmt (Wohnungsgeber ) , hat sich über die Erfüllung der
Meldepflicht zu vergewissern . Wenn Anlaß zu Zweifel
oder Verdacht besteht , hat der Wohnungsgeber sofort die
Polizeibehörde zu benachrichtigen . Er hat seine Räume
zum Zwecke der Durchsuchung des Gepäcks des Zureifenden
der Polizeibehörde jederzeit zur Verfügung zu stellen . Wer
gewerbsmäßig Fremde beherbergt , hat diese Verordnung an
sichtbarer Stelle in seinem Betriebe auszuhängen.

5 . Meldestellen sind die Ortspolizeibehörden oder be¬
sondere an 'oder in den Bahnhöfen errichtete Meldestellen.

6 . Als genügender Ausweis gelten nur Paß , Paßersatz
oder ein behördlich ausgestellter Personalausweis , der fol¬
gende Angaben zu enthalten hat:

Familiennname , Vorname , Staatsangehörigkeit , Beruf,
ständiger Wohnsitz und Adresse , Geburtsdatum . Ge¬
burtsort und genaue Personalbeschreibung , dazu
eigenhändige Unterschrift und abgestempeltes Lichtbild
des Inhabers aus jüngster Zeit.

Wer sich hiernach nicht genügend ausweisen kann , wird,
bis seine Persönlichkeit sestgestellt ist , sestgehalten oder es
wird ihm der Eintritt in den Ort versagt.

7 . Die nach Ziffer 2 zu erteilende Meldebescheinigung
ist unmittelbar vor der Abreise auf der Meldestelle abzu¬
liefern . Wer trotz erfolgter Abmeldung noch Aufenthalt
nehmen will , der über Nacht oder über 19 Stunden dauert,
gllt als neu zugezogen und ist zur Anmeldung verpflichtet .'

8 . Durch diese Verordnung sind alle entgegenstehenden
Bestimmungen aufgehoben , insbesondere auch die für Bad
Homburg v . d. H . erlassene Verordnung vom 31 . August
1917 (III b 17921/4818 ) daneben bleiben die bestehenden
Vorschriften , insbesondere über die Meldepflicht der Aus¬
länder über die Abmeldepflicht , über die Form der vorge-
geschriebenen Meldungen und über die Führung des Frem¬
denbuchs in Kraft.

9 . Für Militärpersonen gellen die durch die Garnison-
drenstvorschriften erlassenen besonderen Meldeverpflichtungen

Jeder (Privatpersonen , Gasthaus . Privatpflegestätte oder
sonstige gewerbliche Wohnungsgeber , Verwandte oder An¬
gehörige ) , der Heeresangehörige vorübergehend oder für
längere Zeit entgeltlich oder unentgeltlich bei sich auf-
nimmt , ist verpflichtet , neben der sonst oorgeschriebenen An¬
meldung , dieselben innerhalb 12 Stunden nach Eintreffen
bei der militärischen Meldestelle (Garnisonkommando ) an¬
zumelden und innerhalb derselben Frist nach Weggang ab¬
zumelden . Bei jeder Meldung sind Name , Truppenteil , bei
der Abmeldung auch die Dauer des Aufenthalts genau ' an-
zugeben.

Ausgenommen sind einquartierte und den Lazaretten zu¬
geführte Heeresangehörige.

10 . Zuwiderhandlungen werden auf Grund der ein¬
gangs angeführten Gesetzesbestimmung bestraft.

Frankfurt a . M ., den 26 . Oktober 1918.

Der Stellv . Kommandierende General.
Riedel , General der Infanterie.

Wird veröffentlicht.

Königstein , den 6 . November 1918.
Lee Magistrat. Jacob«.

Di « Brot - und Zuckerkarten für die Zeit vom 11.
Ins 24 . November werden Samstag , den 9 . November
auf dem Rathaus , Zimmer 4 , ausgegeben und zwar
in nachstehender Reihenfolge:

Brotkarten -Nr . 1 — 299 nachmitt , von 2 — 2 1/ i  Uhr
. 291 - 409 . . 27 *- 3 1/ g ,
. 491 - 600 . . 37, — 472 „
, 601 - 800 . . 47, - 57 , „

Die Aushändigung der neuen Karten erfolgt nur gegen
Vorlage der alten Brot - und Zuckerkartenausweise . Die
Reihenfolge ist genau einzuhalten , andernfalls Zurück¬
weisung erfolgen muß.

König stein,  den 8 . November 1 » 18.
Der Maziftoat: Jacobs.

Auf Grund der 88 137 und 139 des Gesetzes über bie
allgemeine Landesverwaltung vom M . Juli 1883 (G .-S.
S 195) und der 88 6, 12 und 13 det Allerhöchsten Verord¬
nung vom 19. September 1867 über die Polizeiverwaltuna
in den neu erworbenen Landesteilen (G .-S - S. 1529 ) wird
mit Zustimmung des Bezirksausschusses für den ganzen
Umfang des Regierungsbezirkes unter Auchebung der dies¬
seitigen Polizeiverordnung vom 15. Junr 1887 (Reg .-Amts¬
blatt Nr . 25 S . 322 ) solgendeS v -r - rdnet : ,

8 1. Alle bereits abgestorbenen Obstbäume , forme die
vürren Aeste und Aststumpfen an noch nicht abgestorbenen
Obstbäumen , sowohl in Gärten als in Feldern sind sei¬
ten » deren Eigentümer oder sonstigen Nutzungsberechtigten,
welchen die Verfügung über dieselben zusteht , in jedem
Jahre bis zu dem im 8 3 festgesetzten Termine zu enfteimen
Da » dürre Holz ist alsbald wegzuräumen oder an Ort
und Stelle »u verbrennen.

8 2. Zur Verhütung der Insekten - und Pilzvermehrung
sind ' beim Abschneiden der dürren Aeste und Aststumpsen
der Obstbäume stet» _ . .. .

a) alle Sägeschnittwunden von 5 cm Durchmesser und
darüber mit Steinkohlenteer oder einem anderen ge¬
eigneten Mittel zu verdecken ; . , <* , ,

b ) die am Stamm und an alteren Aesten durch Frost,
Ackergeräir , Vieh usw hervorgerufenen Seitenwunden
auSzuschneiden und mit Steinkohlenteer oder sonst e,nem
anderen geeigneten Mittel zu verstreichen!

c) die vorkommenden Astlöcher von dem modrigen Holze
zu reinigen und so auszusüllen (beisprelswesse mit
einem Gemisch von Lehm und Teer ), dass das Wasser
nicht mehr eindringen kann.

8 3. Die in den 88 1 und 2 genannten Arbeiten sind
sobald al » möglich , längstens aber bi « rum 1. Mär , des
auf daS Bemerklichwerden deS Schadens folgenden JahreS
auSzusühren . „ , „ „ .. .

8 4. Zuwiderhandlungen unterliegen zufolge des 8 64
deS Feld - und Forstpolizei -Gesetzes vom 1. Aprrl 1880 der
daselbst vorgesehenen Strafe bis zu 19. M . oder verhältnis¬
mäßiger Haft.

»iesdaden , den 5. Februar 1897.
Der Königliche Regierungs -Präsident.

I . V . : Frhr . v . Reiawitz.
Wird veröffentlicht.

Königstein , den 7. November 1918.

Mithin und
t fnusmäü tften
nach Frankfurt am Main
gesucht.  Vorstellung oder
Anmeldung FaUoensteln
iTaunu »), Neichenbachweg 11
bei Geh . Rat vr . Rief « .

JVIädcben
für alle Hausarbeit sofort
gesucht . Frau h. hennln««r,
Königst ., Hotel Georg , H. St.

Tüchtiges
ANeininädchen
f. gut bürgerl . Haushalt nach
Frankfurt gesucht . Borzusi.
Herr », lläolphrtt . IS, » Barucb.

von Hofl . Ludwig Alter,
Darmstadt wegen Umzug sof.

preiswert zu » erkaufen.
Cronberg,  Schlohberg 6.

Wanduhr . Tisch . « Uder,
mehrere  Bilderrahmen,
mit und ohne Glas billig zu
verkaufen . Schneidhainer-
weg 14» pari ., Königftein.

2 kleine

üilöfen
(Zimmtröftn)zu verkaufen

Otto Keller , Königstein.

Ein Deckbett
zu kaufen gesucht . Zu erfrag,
in der Geschäftsstelle d. Ztg.

Einen 2V--jährigen

Fahrochsen,
sowie einen 2>/t -jährigen

guchtbuilen
hat nbzugeben

kettershof de, Molgstein.
Eine trächtige

Fahrkuh .',L«
zu verkaufen Kelkheim i . T .«

Hauptstraße 18._
6 Wochen alteferhel

bat abzugeb . Gfor § Klomann,
Ruppertshain, Kirchgasse 39.

Zwei gute

Acker- und Zugpferde
und rin sprungsiihiger

Siramrutöler Kulte
sind fu verkaufen

Kangstraße 28 , Fifchkach.
Gesucht leerstehende

- -Sümmemokrmils
-—  für sofort . ■
Angebote unter B . 34 an die
Geschäftsstelle dieser Zeitung.

Trauer Drucksachen
durch Druckerei KleinbSvk.

Oie Sparkasse
des

QoßdiusMiu zu fliehsta. H
einjetr . Genossenschaft mit beschr . Haftpflicht

nimmt auf ein Sparkassenbuch Beträge von Mk . 1.— an in
unb « eohränkter Höhe und verzinst dieselben vom
Tage 4er Einzahlung an bis zum Tage der Rückzahlung

mit

37 - % .
Ferner nimmt der Vorschussverein Darlehen gegen Aus¬
gabe von Schuldscheinen in Beträgen von Mark 500 .— an
zu 37 * 7 « bei halbjähriger Kündigung und zu 4 % bei ganz¬
jähriger Kündigung . Die Verzinsung beginnt mit dem Tage der
Einzahlung . Der Vorstand.
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